
Wieso „Piraten"? mehr Demokratie

mehr
Demokratie

Als Piratenpartei bezeichnen sich in über 140
Ländern gegründete pol itische Parteien, die einen
freien Wissensaustausch anstreben, eine Refor-
mierung des Urheber- und Patentrechts fordern,
besseren Datenschutz, mehr Informationsfreiheit
und verwandte Themen verfolgen. Gegründet wur-
den die Piraten in Deutschland im September 2006,
in Niedersachsen gibt es uns seit Jul i 2007.

Unser Ziel ist es, neben den im Parteiprogramm
stehenden Punkten, speziel l Themen für und von
Niedersachsen, pol itisch einzubringen. Denn wir ge-
stalten jetzt die Zukunft unserer Kinder.

Piraten treffen / Kontaktieren

Die Piraten Niedersachsen treffen sich regelmäßig zu
Stammtischen und Informationsveranstaltungen.
Orte, Termine und Zeiten und viele weitere Infor-
mationen gibt es auf unserer Website.

Politik

gemeinsam gestalten

Mitdenken, mitreden, mitentscheiden

Eine lebendige Gesel lschaft lebt vom Engagement
ihrer Bürger. Die Kommunalpol itik muss die Interes-
sen und Wünsche derer ernst nehmen, für die sie
verantwortl ich ist.

Wir wol len jedem Bürger die Mögl ichkeit geben, sich
an Entscheidungen zu betei l igen. Denkbare Ansätze
hierfür sind Bürgerbefragung und Bürgerentscheid.

» für mehr Bürgerbeteiligung

» für transparente
Entscheidungen

» für Datenschutz und
Auskunftsrecht

» für eine gemeinsame

Zukunft
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Facebook

www.facebook.com/PiratenNDS

Twitter

www.twitter.com/PiratenNDS

Telefax

0700 724 836 638

E-Mail

info@piratenpartei-niedersachsen.de

Postadresse

Piratenpartei Niedersachsen
Bahnhofsal lee 25 -31134 Hildesheim

Telefon

0160 - 44 68 80 3

Webseite

www.piratenpartei-niedersachsen.de



Politik gemeinsam gestalten

für mehr Bürgerbeteiligung

Bürgerbefragung

Bei wichtigen Entscheidungen wird eine Bürgerbe-
fragung durchgeführt und das Ergebnis in die Ent-
scheidung einfl ießen. Dies gi lt insbesondere für PPP
(Publ ic-Private-Partnership), aber auch für die Pla-
nung von Großprojekten, z.B. Schwimmbädern oder
die Umgestaltung zentraler Plätze.

Bürgerentscheid

Der Bürgerentscheid ist ein Instrument der direkten
Demokratie auf kommunaler Ebene. Er ist geeignet,
um über viele Fragestel lungen gemeinsam zu ent-
scheiden. Nach den Grundsätzen der freien,
al lgemeinen, gleichen, geheimen und unmittelbaren
Wahl können al le wahlberechtigten Bürger durch
einen Bürgerentscheid über eine zur Abstimmung
gestel lte Sachfrage entscheiden. Dieses seit 2005
bundesweit eingeführte Werkzeug wird bisher unzu-
reichend genutzt.

für transparente Entscheidungen

Transparenz

Wir setzen uns für echte Transparenz in Verwaltung
und Pol itik ein. Dazu gehört die vol lständige Ver-
öffentl ichung von Verträgen, Unterlagen, Formu-
laren und Protokol len. Diese müssen für jeden, auch
im Internet, einsehbar sein. So kann sichergestel lt
werden, dass jeder Bürger in der Lage ist, einzelne
Entscheidungen nachzuvol lziehen und zu beurtei len.

Diese Transparenz ist zwingend notwendig, um
private Interessen nicht in die kommunale Vorsorge
einfl iessen zu lassen. Nur sachbezogene Fakten
dürfen eine Entscheidung herbeiführen.

für Datenschutz und

Auskunftsrecht

Datenschutz ist Demokratieschutz

Es muss für jeden Einwohner ersichtl ich sein, was
die Kommune wie, wann und wo über ihn speichert.
Dazu gehört auch die Entscheidungsmögl ichkeit, ob
diese Daten weitergegeben oder anders genutzt
werden dürfen.

Unabdingbar ist dazu das kostenfreie Auskunftsrecht
gegenüber der Kommune und die aktive Aufklärung
über Einspruchsmögl ichkeiten.

Tei lweise sind diese Mögl ichkeiten schon heute
gegeben, werden aber von den Verwaltungsstel len
nur auf expl izite Nachfrage zugestanden. So ist es
zum Beispiel mögl ich mit einem einfachen Formular
die Weitergabe der eigenen Daten durch die
Einwohnermeldeämter einzuschrängen bzw. nur auf
die verwaltungsinterne Nutzung einzuschrängen.
Warum gibt es diese Möglichkeit nicht überall?

Videokameras verhindern keine Straftaten

Die immer umfangreichere Überwachung des öffent-
l ichen Raumes ist ein Eingriff in die Persönl ich-
keitsrechte der Bürger. Videokameras können nur
bei der Aufklärung von Straftaten helfen, sie jedoch
nicht verhindern. Statt der Videoüberwachung ist
eine Verstärkung von qual ifiziertem Sicherheits-
personal zielführender. Das bietet eine deutl ich
verbesserte Sicherheit und ermögl icht ein ziel-
gerichtetes Agieren ohne die Einschränkung der
persönl ichen Freiheit des Einzelnen.

für unabhängige

Jugendparlamente

Das Jugendparlament ist die unabhängige, pol itische
Vertretung der Jugendl ichen. Rechtl ich gesehen ist
das Jugendarlament vergleichbar mit einem be-
ratenden Ausschuss und kann in die Sitzungen des
Rates diesen bei Jugendangelegenheiten unter-
stützen, aber auch Anträge stel len. Es vertritt die
Interessen der Jugendl ichen gegenüber der Verwal-
tung und Dritter als selbständig agierendes pol iti-
sches Gremium der Kommune.

Wir setzen uns für die flächendeckende Schaffung
von Jugendparlamenten in al len Kommunen ein.

für eine gemeinsame Zukunft

Um Bürgerinteressen und kommunale Erfordernisse
zu vereinbaren, muss ein Dialog zwischen
kommunalen Stel len und Bürgern stattfinden.
Bindende Bürgerentscheide, Bürgerbefragungen und
ein hohes Maß an Datenschutz und Sicherheit sind
die Grundpfei ler eines demokratischen Miteinanders.

Jedem Einzelnen müssen dazu al le Mittel an die
Hand gegeben werden, um sich an der
demokratischen Entscheidungsfindung zu betei l igen.
Eine ehrl iche, transparente Verwaltung, die durch
Bürgernähe und Dialog zusammen mit den
Einwohnern an der Entwicklung der Kommune
arbeitet, ist die Grundlage für eine konstruktive
gemeinsame Zukunft.
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